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Die aba Arbeitsgemeinschaft für betriebliche Altersversorgung e.V. ist der deutsche Fachverband für 

alle Fragen der betrieblichen Altersversorgung in der Privatwirtschaft und dem öffentlichen Dienst.  

Satzungsgemäß setzt sich die aba neutral und unabhängig vom jeweiligen Durchführungsweg für den Be-

stand und Ausbau der betrieblichen Altersversorgung ein. 

Die aba vereinigt in ihrer Mitgliedschaft Unternehmen aller Größenordnungen, Altersversorgungseinrich-

tungen, Verbände (u. a. Arbeitgeberverbände und Gewerkschaften) und Dienstleister wie Beratungsun-

ternehmen, Rechtsanwälte, Versicherungsmathematiker, Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Versicherun-

gen, Banken und Investmenthäuser. 
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1 Grundsätzliches 

Die aba begrüßt und unterstützt den Ansatz im BMF-Referentenentwurf zu einem VSAAG (VSAAG-E), die neuen 

Solvency-II-Pflichten auf Pensionskassen und Pensionsfonds nicht zu übertragen.  

 

2 Anmerkung und Vorschläge im Einzelnen 

• Frist zur Überprüfung der Leitlinien 

Laut § 23 Abs. 3 VAG-E sollen kleine und nicht komplexe Unternehmen die Leitlinien künftig grundsätzlich 

„mindestens alle fünf Jahre“ überprüfen. Auch kleinen Versicherungsunternehmen wird in § 212 Abs. 2 

VAG diese Erleichterung zugestanden. Diese Anforderung erscheint uns – auch bei einem Blick auf Art. 21 

Abs. 3 EbAV-II-RL, in dem eine mindestens 3-jährige Frist zur Überprüfung vorgesehen ist - auch für EbAV 

ausreichend. Wir regen daher an, die aktuelle Überprüfung der EbAV-II-RL (KOM-Vorschlag vom 20. Nov. 

2025) zu nutzen und sich für eine 5-jährige Überprüfungsfrist einzusetzen.  

• Interne Überprüfung der Geschäftsorganisation - Ergänzung um Beurteilung der Angemessenheit der Zu-

sammensetzung Vorstand / Aufsichtsrat 

§ 23 Abs. 2 VAG-E (S. 191) soll wie folgt ergänzt werden:  

„Eine solche interne Überprüfung umfasst auch eine Beurteilung der Angemessenheit der Zusammen-

setzung, Wirksamkeit und internen Organisationsstruktur des Vorstands und des Aufsichtsrats unter 

Berücksichtigung der Art, des Umfangs und der Komplexität der mit der Geschäftstätigkeit des Unter-

nehmens verbundenen Risiken.“ 

Diese Ergänzung – ggf. verbunden mit EIOPA-Leitlinien oder/und Ausführungen in BaFin-Rundschreiben 

- wird mit weiteren Dokumentationspflichten einhergehen. Da § 23 Abs. 2 VAG-E für Pensionskassen 

und Pensionsfonds über die Regelungen in Art. 21 EbAV-II-RL hinausgeht, regen wir in § 234a VAG eine 

Klarstellung an, dass es für die Altersversorgungseinrichtungen auch in Zukunft bei der bisherigen re-

gelmäßigen Überprüfung bleibt.  

Unklar wäre uns auch, was hier unter „Wirksamkeit“ zu verstehen ist und wie diese zu beurteilen wäre.  

• § 23 Abs. 3 VAG-E - Vergütungsleitlinie für alle Mitarbeitergruppen  

Weder in Art. 21 Abs. 3 noch in Art. 23 EbAV-II-RL wird eine solche Leitlinie für EbAV gefordert. Wir regen 

daher an, für EbAV klarzustellen, dass diese Anforderung für sie auch weiterhin nicht gilt.  

• § 24 Abs. 1 VAG-E – Ergänzung nach Satz 4, u.a. zur Zuverlässigkeit 

Bei einem Blick auf die einschlägigen Rundschreiben und Formulare der BaFin scheint dies bereits Praxis zu 

sein. Eine gesetzliche Änderung halten wir daher nicht für notwendig. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=CELEX:52025PC0842
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• § 24 Abs. 3 VAG-E - – Mehrfachmandate eines Geschäftsleiters 

Wir begrüßen die in Satz 1 vorgesehene Erweiterung von zwei auf sechs mögliche Mandate. Sie gibt auch 

EbAV künftig mehr Spielraum, der u.a. auch im Interesse der Versorgungsberechtigen/Leistungsempfänger 

und Trägerunternehmen ist.  

• § 24 Abs. 3 VAG-E - Übernahme mehrerer Schlüsselfunktionen bzw. Personalunion Schlüsselfunktion/Ge-

schäftsleiter 

§ 24 Abs. 3 Satz 3 VAG, wonach die Bestellung als Geschäftsleiter nicht die Ausübung einer Funktion im 

Sinne des § 7 Satz 1 Nummer 9 VAG hindert, soll nun ersatzlos gestrichen werden. Zeitgleich soll ein neuer 

Abs. 3a in § 24 VAG-E eingebracht werden, welcher wie folgt lauten soll: 

„(3a) Versicherungsunternehmen müssen die Schlüsselfunktionen Risikomanagement, Versicherungs-

mathematik, Compliance und interne Revision verschiedenen Personen übertragen. Jede dieser Funktio-

nen ist unabhängig von den anderen wahrzunehmen, um Interessenkonflikte zu vermeiden. Für kleine 

und nicht komplexe Unternehmen und für Unternehmen, welche nach § 15e eine Genehmigung zur Nut-

zung von Proportionalitätsmaßnahmen erhalten haben, können die für die Schlüsselfunktionen Risiko-

management, Versicherungsmathematik und Compliance verantwortlichen Personen auch jede andere 

Schlüsselfunktion außer der internen Revision oder jede andere Funktion wahrnehmen oder Mitglied 

des Vorstands sein, sofern potenzielle Interessenkonflikte ordnungsgemäß gehandhabt werden und die 

Fähigkeit der Person, ihre Aufgaben wahrzunehmen, nicht beeinträchtigt wird.“ 

Demgegenüber erlaubt die Sondervorschrift für Pensionskasse des § 234b Abs. 2 VAG grundsätzlich die 

Übernahme einer Schlüsselfunktion in Personalunion mit einer anderen Schlüsselfunktion (Interne Revision 

ausgenommen). Dies entspricht auch der Regelung in Art. 24 Abs. 2 EbAV-II-RL. 

Wir gehen davon aus, dass die Übernahme von Schlüsselfunktionen bzw. von Schlüsselfunktionen und Ge-

schäftsleiterverantwortungen wie bisher unverändert im Rahmen der Proportionalität (wie auch in der 

MaGo für EbAV vorgesehen) möglich bleiben soll.  

Es sollte daher klarstellend - z.B. im Rahmen des § 234b Abs. 2 VAG - die Geltung des § 24 Abs. 3a VAG-E 

ausgenommen werden. Außerdem sollte für EbAV wie bisher geregelt werden, dass nicht nur mehr als eine 

Schlüsselfunktion, sondern auch Schlüsselfunktion und Geschäftsleiterstellung in Personalunion möglich 

bleiben; letztlich könnte dazu der Inhalt des gestrichenen § 24 Abs. 3 S. 3 VAG-E in die Sondervorschrift für 

Pensionskassen aufgenommen werden. 

• § 234 Abs. 1 Satz 1 VAG-E (S. 216) –Anforderungen an den Versicherungsvertrieb 

§ 234 Abs. 1 Satz 1 VAG-E (S. 216) enthält den Anwendungsausschluss des § 48 Abs. 2 Satz 1 VAG nicht 

mehr, der gerade erst mit dem BRSG II neu aufgenommen wurde. Damit würde folgende Anforderungen 

wieder anwendbar: 

„Die Versicherungsunternehmen müssen sicherstellen, dass ihre unmittelbar oder maßgeblich am Versi-

cherungsvertrieb beteiligten Angestellten zuverlässig sind, in geordneten Vermögensverhältnissen leben 

und über die zur Vermittlung der jeweiligen Versicherung angemessene Qualifikation verfügen und sich 

regelmäßig fortbilden.“ 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32016L2341
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Vermutlich ist dies ein Versehen, gleichwohl sollte dies aber keinesfalls so ins Gesetz kommen. Laut Be-

gründung soll es sich nur um eine Aktualisierung der Vorschrift handeln (S. 467).  

 

SD/5. März 2026 


